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* Freunde, 
rer) 

ne9'erung Helmut Kohl kann nach zwei Jah- 
Uns

e'ne außerordentlich positive Bilanz ziehen. 
Poiujf Erfolge in der Wirtschafts- und Finanz- 
ir, £ ' aur dem Felde des Umweltschutzes und 
h   er Fanvlienpolitik sind unverkennbar. 
95e 

eif< hat den Aufschwung zwar gebremst, 
cfar 

er Aufschwung geht weiter. Ich möchte 
gie 

er'nnern, daß wir vor zwei Jahren bei Re- 
hrt) ngsuberr>ahme mit dem Wirtschaftswachs- 
f(jr 0. °cn im Minus steckten, jetzt können wir 
fya/

eses Janr 2,5 Prozent Plus erwarten. Und 
%rt) &UCfl desna,D- weil die Arbeitnehmer nach 
Urt) d- e,'k Qfoße Anstrengungen unternehmen, 
0/    /e Streikausfälle wieder wettzumachen. 

^9hrQflationsrate wurde In den letzten zwei 
*9ntoli?0n 5>6 Prozent auf 2,9 Prozent ge- 
1S j' °as & die niedrigste Inflationsrate seit 
W, "• Das Geld des Bürgers ist wieder 
h
nr wert. 
*s Der  • 

li9rden • im Bundesnaushalt wird von 56 Mil- 
Mro Jm Janre 1982 auf unter 30 Milliarden im B 1985 % gesenkt. Diese große Aufgabe, den aa?<?M — »B»e'">i- uiese groae /\urgaoe, aen 
*nQen^?sna,t zu sanieren, hat die Regierung 

und zwar ohne die Erhöhung von Stockt. 
0/ /ea. 
Sch*ft nuesre9ierung und die ausbildende Wirt- 
*Ufae       en zur Verbesserung der Situation 

Ausbildungsstellenmarkt sofort gehan- 

(Fortsetzung auf Seite 2) 

In dieser Ausgabe 
lesen Sie: 

• CDU-AKTION 
„DRITTE WELT" 
Mit mehr als 2 Millionen Mark ha- 
ben 120 CDU-Kreisverbände ins- 
gesamt 134 Entwicklungshilfepro- 
jekte in 38 Ländern Afrikas, 
Asiens und Lateinamerikas unter- 
stützt. Diese erfreuliche Bilanz ist 
das Ergebnis der vor zwei Jahren 
begonnenen CDU-Aktion „Dritte 
Welt". gelber Teil 
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den hat sich spürbar verbessert 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

delt. So wurden 1983 mit 697000 Aus- 
bildungsplätzen mehr Lehrstellen zur 
Verfügung gestellt als in jedem Jahr 
zuvor. Gegenüber 1982 waren es 7,1 
Prozent mehr. Für 1984 kann davon 
ausgegangen werden, daß das Ergeb- 
nis von 1983 noch einmal übertroffen 
wird. Das zeigen vor allem die Zwi- 
schenergebnisse über neu abge- 
schlossene Ausbildungsverträge. Ich 
sage hier deutlich: Wer heute nicht 
oder zu wenig ausbildet, hat morgen 
Nachwuchsmangel. Dies gilt vor allem 
für Unternehmen, die bisher nicht 
ausgebildet haben. Sie sind in diesem 
Jahr besonders gefordert. 

Die diese Woche vorgelegten Be- 
schäftigungsförderungs- und Arbeits- 
zeitgesetze ermöglichen Zeitverträge, 
attraktive Teilzeitarbeitsmöglichkei- 
ten, Arbeitsplatzteilung und flexiblere 
Arbeitszeiten. Sie werden eine Welle 
von Neueinstellungen auslösen. Dazu 
kommt die von vielen Gewerkschaften 
in Tarifverträge einbezogene Vorruhe- 
standsregelung. 

Für die weitere Arbeit der Regierung 
gilt: Finanz-, Wirtschafts- und Sozial- 
politik bleiben auf einem klaren vor- 
hersehbaren Kurs. Denn nur gesun- 
de Staatsfinanzen und ein stabiler 
Geldwert schaffen die Basis für eine 
Politik der sozialen Gerechtigkeit. 
Diesen Weg beschreiten wir auch mit 
den Entscheidungen für eine neue Fa- 
milienpolitik, die der Familie wieder 
den ihr gebührenden Stellenwert gibt, 
und die ständigen Benachteiligungen 
unter der SPD-Regierung wieder be- 
seitigt.   Die Einführung eines  Erzie- 

fii( 
hungsgeldes für Mütter und Väter 
die Dauer eines Jahres ab 1. Jan 

1986, die Einführung eines Kin der«* 0 
Kindergeldzuschläge' 

Kindergeld 
betrages, 
Wiedereinführung  des   wmwir~M 
für arbeitslose Jugendliche bis ZU 

die   Bundesstiftung   M^ 
renei 

Jahren,   die   Bundesstiftung 
und Kind — Schutz des ungeboft 
Lebens — und das Baukindergei 

Vet- gen, daß wir eine grundsätzliche 
tieW besserung der sozialen Lebensi 0? 

gungen der Familie verwirklichen-    . 
zu gehört auch,   daß wir nach. 
Sommerpause über die AnrecW 
von Erziehungsjahren in der Pen 

Versicherung entscheiden. 
Im Umweltschutz wurde unter 
Regierungsverantwortung  von 
mut Kohl der Raubbau an der n 
chen   Umwelt  gestoppt   und 

<je< 

Wende  zum  Besseren   eing0'   ^ 
Die Verschärfung von TA-Luft'   . 

Großfeuerungsanlagenverordn1 

leisten einen Beitrag zu einer s* ^ 
ren Luft.  Die Einführung bleiir* 

Der nächste 
Bundesparteitag findet in 
Essen statt 6 
Das Bundespräsidium der CDU ^ 
dem Bundesvorstand der Part« fl 
der nächsten Sitzung Vorschlag 
daß der nächste Bundesparteitag ^ 
CDU vom 20. bis 22. März 1985 in^ 
Grugahalle in Essen stattfinde"i , 
Auf dem Parteitag stehen Präslo' h| 
und Vorstandswahlen sowie dic

cpU- 
des Generalsekretärs an. Das fl, 
Präsidium faßte einen entspr* - 
den Beschluß auf der ersten •i$$ 
nach der Sommerpause am M° 
27. August 1984, in Bonn. 
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»Spiegel"-Bericht: Reine Erfindung 
s -reine Erfindung und blanker Quatsch" hat der Bundesvorsitzende der CDU, 
undeskanzler Dr. Helmut Kohl, vor dem Präsidium der Partei am Montag dieser 

2vv°he 'n Bonn die Zweckmeldun9 des -Spiegel" über ein angebliches Zerwürfnis 
pr "sehen ihm und CDU-Generalsekretär Dr. Heiner Geißler bezeichnet. Vor der 
j e^Se erklärte Dr. Geißler, daß er bereit sei, auf dem nächsten Bundesparteitag 
Auf   •    1985 in Essen erneut fur das Amt des Generalsekretärs zu kandidieren. 

ie Fragen der Journalisten sagte Geißler: „Ich stehe zur Verfügung". 

^noHS ab 1986 und dle Vem'nge- 
o»il</er Schadstoffe in den Autoab- 

*••"»" Werden folgen. Zum Schutz 
ijttif  °d*ns wurde der Entwurf eines 
in c/QSenden Programms vorgelegt, 

n es um den Schutz der Nah- 
tte 

ftod seit 1982 wurden 75 For- 

run   - 
w* um den Schutz der Nah- 

öw.«S/!,/ffe/ und des Grundwassers 

o<w 9Sv°rhaben neu vergeben, um 
c/,e/) 

mef>r als bisher über die Ursa- 

*chäH
Und Wlrkungen von Umwelt- 

0    Q*n zu erfahren. 
e So • 

ftiif ^Zla^mokraten profilieren sich 
r'Ser>gerede  und einer  Umar- 

nnSftrate9'e der Grünen. Zur Lo- 
bt 9 der >en     - anstehenden Probleme ha- 
kfa 'e *e'n Konzept. Auf ihrem Par- 
>hat 

ihr 
ÖV ';'*1 die SPD die Entscheidung 
**, ̂ m wirtschaftspolitisches  Pro- 
f°0° H aUf 1986 verta9l Die Pegie- 
0/>e plmut Kohl wird ihre erfolgrei- 

^ut$ch unDeirrt fortsetzen, um 
°"d .hlands Zukunft als moderne 
°hern 

Umane  Industrienation zu  si- 

M 
Ihr   «»Wehen Grüßen 

tv 
ye/o ^"W    /l/i' 

er Geiß/er 

MMJ 

Union ruft auf zum Kampf um 
die Macht in den Rathäusern 

Zum Kampf um die Macht in den Rathäu- 
sern hat die westfälische CDU aufgerufen. 
Dabei äußerte der Landesvorsitzende Kurt 
H. Biedenkopf die Ansicht, auch im Revier 
könne die Union die Mehrheitsverhältnisse 
ändern. Sechs Wochen vor den Kommu- 
nalwahlen in Nordrhein-Westfalen am 30. 
September hat die westfälische CDU da- 
mit die heiße Phase des Wahlkampfes er- 
öffnet. Der Landesparteitag der CDU 
Westfalen-Lippe verabschiedete am 
Samstag, 13. August 1984, in Hamm ein 
kommunales Grundsatzprogramm, das 
Bürgern und Kommunen mehr Freiheit brin- 
gen soll. Das Programm zur „Stärkung der 
kleinen Lebenskreise" hat zum Inhalt, daß 
der Staat in den Kommunen alle Aufgaben 
abgeben soll, die vom Bürger besser oder 
ebensogut wahrgenommen werden kön- 
nen. 

Als Gastredner erklärte der Vorsitzende 
des Präsidiums der CDU in Nordrhein- 
Westfalen, Bernhard Worms, die Union 
wolle am 30. September „wieder zur stärk- 
sten Kraft in den Gemeinden" werden. Zur 
Stärkung der Gemeinden forderte Worms, 
den Anteil der Zweckzuweisungen an die 
Gemeinden durch das Land zu verringern. 
Gleichzeitig sollten die Globalzuweisun- 
gen, die den Gemeinden zur freien Verfü- 
gung stehen, erhöht werden. 
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NRW-WAHLKAMPF 

Bernhard Worms: 

Wir wollen wieder stärkste 
kommunalpolitische Kraft werde11 

Nordrhein-Westfalen steht vor wichtigen Kommunalwahlen ai* 
30. September 1984. Die CDU kämpft darum, wieder die stärk* 
kommunalpolitische Kraft in Nordrhein-Westfalen zu werden- 
Die folgenden kommunalpolitischen Thesen des Vorsitzenden 
der CDU Rheinland, Bernhard Worms, sollen für alle Kandid*1 

und Wahlkämpfer der CDU NordrheirvWestfalen eine 
Hilfestellung im Wahlkampf sein. 

Lassen Sie mich in einigen Thesen zu-     Verantwortlichkeit. Sie verringert de ^ 
sammenfassen, welche konkreten Al-     rokratischen Aufwand sowohl beim 

als auch bei den Gemeinden. 

assen Sie mich in einigen Thesen zu- 
sammenfassen, welche konkreten Al- 

ternativen in der Kommunalpolitik wir den 
Bürgern unseres Landes anbieten. 

1. Eine CDU-geführte Landesregierung 
wird den Verfassungsauftrag des Artikels 
28 GG, wonach die Gemeinden das Recht 
haben, „alle Angelegenheiten der örtli- 
chen Gemeinschaft im Rahmen der Ge- 
setze in eigener Verantwortung zu re- 
geln", wieder mit neuem Leben füllen. Die 
Leistungsfähigkeit unserer Gemeinden ist 
abhängig von ausreichenden Finanzmit- 
teln. Der Landeshaushalt darf nicht zu La- 
sten der Gemeinden saniert werden. Wir 
werden den Anteil der zweckgebundenen 
Zuweisungen verringern und gleichzeitig 
die Globalzuweisungen erhöhen, die den 
Gemeinden zur freien Disposition zur Ver- 
fügung stehen sollen. Denn zweckgebun- 
dene Zuweisungen sind in unserem Land 
immer mehr zu einem Mittel der Fremd- 
steuerung kommunaler Politik mißbraucht 
worden. Eine geänderte Finanzzuweisung 
vergrößert den kommunalen Entschei- 
dungsbereich und zwingt zu mehr Eigen- 

2. Ich bejahe ausdrücklich die Ford«^ 
über eine Reform des kornrnu r. 
Steuersystems nachzudenken. Die ^ 
Verantwortung der Gemeinden kan $ 
lieh nur dadurch gestärkt werden, « 
auch über ihre Einnahmen selbst3 

als bisher entscheiden können. W' 

6$ 

tut» 

chen ein kommunales Steuersystemen 
die Eigenverantwortung der Gern y 
und die Festlegung ihrer Einnahm^ ü(ld 
Ausgaben stärkt, jedoch die Bürg r|0f 
die  heimische Wirtschaft  nicht u 
dert. 

3. Mit der Erneuerung der KomrnU ^ 
tik wollen wir die „lebendige Ge e&' 
schaffen. Wir wollen, daß sich üü*e^ 
meinden in einem gesunden We c^ 
eigenständig entwickeln können- ^' 
det nichts, wenn diese Entwicklung Jf1 

schiedlich verläuft und unsere Sta' ^ 
Gemeinden sich ein unverwech 
Profil zulegen. 
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£s jst   . 
SchpL c * einzusehen, daß fast jede Ent- 

'dung des Rates einer Gemeinde, ei- 
Stadt 

!'9ein 
oder eines Kreistages regelmä- 

tiSc, staatliches Prüfungs- und bürokra- 
siCk s Beschäftigungsprogramm nach 
V6rvv 

lenL in dem sich unsere örtlichen 
*äh|j ngen durcn d'e Produktion un- 
nunQ Nachweise, Belege und Berech- 
sicht-n ge9er|über labyrinthischer Auf- 
Se|bst'nStanZen verscnleißen müssen. 
rokrJ Wenn durch Eingriff der Staatsbü- ra*ie be 

10000 
i einem einzelnen Projekt ein- 
DM eingespart werden, so ste- 

tlai 
hen ... .„.^v-,— , ~« w«, 
9en s

e,m doch in der Regel Verteuern- 
de Qi? cher Projekte um Hunderttausen- 
Auf|a 9egenüber, die durch überzogene 
9unqg6n    und    verschleppte    Genehmi- 
entw^erfahren   der   Aufsichtsbehörden 

stehen. 
Uhsere *    , cHe p|   üevise lautet: So wenig staatli- 
che p a?Un9 wie nötig, soviel gemeindli- 

e'heit wie möglich. 

^t, ej 
e die Landesregierung aufgefor- 

biGtsre
n

f
e ausführliche Bilanz über die Ge- 

^ef0r 
0rm vorzulegen. Eine generelle 

rTKJSsen
der Reform lehnen wir ab, aber wir 

'NH Nebenfolgen dieser Gebietsre- 
CB

d.0rt korrigi 
erf0r.

Ur9ernähe 
Verlieh 

K..  * korrigieren, wo es uns im Sinne 
und Bürgerfreundlichkeit 

\ r",ün erscheint. 
\ eff

auchen in Zukunft eine Synthese 
Sg Un^'enter kommunaler Selbstverwal- 

ür9er 
einer Überschaubarkeit, die dem 

trifle eine Identifikation mit seiner Ge- 
rriöQlirui

Und derr< kommunalen Leben glicht. er- 

^r de?6n den Bezirksvertretungen mehr 
^ndiqk'n,erte Befugnisse für ihren Zu- 
^ee ®ltsbereich geben, dadurch die 
Serr, aSten und den Kontakt zwischen 

>*n WejtUnd kornmunalen Entscheidun- 
,W'schen

er verbessern. Es geht darum, 
j!" einen 

dem w°hnfeld und dem Stadt- 
n derrj .neuen Lebensraum zu schaffen, 

lch das Alltagsleben vollziehen 

kann, zu dem die jeweiligen Bewohner ein 
Verhältnis finden, zu dem auch emotional 
eine Beziehung besteht. Wir müssen auf- 
hören, die verschiedenen Lebensfunktio- 
nen einer Stadt voneinander zu trennen 
und zu zentralisieren. Mit dieser Politik der 
kleinen Einheiten können wir den Wohn- 
und Lebenswert unserer Städte und Ge- 
meinden erheblich verbessern. 
Eine CDU-geführte Landesregierung wird 
daher alle Anstrengungen der Kommunen 
unterstützen und fördern und auch ein ei- 
genes Modellprogramm entwickeln, um 
dieses Prinzip der kleinen Einheiten, als 
neues Gliederungselement unserer Städte 
und Gemeinden, durchzusetzen. 

5. Gemeindepolitik ist immer auch Gesell- 
schaftspolitik. Zu den übergreifenden Auf- 
gaben kommunaler Politik gehört auch die 
Mitverantwortung für Ausbildungplätze. 
Die Bereitstellung von Ausbildungplätzen 
ist für mich eine kommunalpolitische Be- 
währungsprobe. Dabei müssen wir auch 
fragen, ob unsere Kommunalverwaltungen 
und städtischen Eigenbetriebe alles Er- 
denkliche getan haben, um genügend 
Ausbildungplätze bereitzustellen. Wenn 
wir der Wirtschaft zumuten, über ihren Be- 
darf hinaus auszubilden, dann gilt das 
auch für unsere örtlichen Verwaltungen. 
Es wäre zum Beispiel zu überlegen, einen 
Ausbildungsverbund zwischen öffentli- 
chen Verwaltungen und vergleichbaren 
Bereichen der Privatwirtschaft einzurich- 
ten. Dies hätte den Vorteil, daß die Auszu- 
bildenden im Wege der Rotation sowohl 
die kommunalen Verwaltungen als auch 
die Privatwirtschaft kennenlernen und sich 
entsprechende Kenntnisse und Fähigkei- 
ten in allen Bereichen aneignen. Eine sol- 
che flexible Ausbildung könnte durchaus 
die Chance der Auszubildenden erhöhen. 

6. Schutz und Förderung der Familie dür- 
fen wir nicht allein dem Bund und dem 
Land überlassen. Wir müssen auch in je- 
der Gemeinde, jeder Stadt, in jedem Kreis 
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Rau rollt für die Grünen schon jetzt den roten Teppich aus 
Die Grundsatzrede des nordrhein-westfälischen SPD-Landesvorsitzenden u°° 
Ministerpräsidenten Johannes Rau vor der NRW-SPD-Landtagsfraktion hat d'e 

Fronten geklärt: Rau gibt erstmals deutlich öffentlich zu erkennen, daß er nie*1 

mehr an eine absolute Mehrheit der Sozialdemokraten im größten Bundestag 
glaubt. Er sieht die Konsequenz: Seine Ablehnung, „bestimmte Parteien aus den1 

Spektrum der Demokratie herauszunehmen", ist ein verklauseliertes Bündnisan' 
gebot an die Grünen. Rau rollt ihnen schon jetzt einen roten Teppich aus. 

Wenn der nordrhein-westfälische Ministerpräsident darüber hinaus das bevölk^ 
rungsreichste  Bundesland zum  „Gegengewicht zur Wendekoalition  in Bonn 

hochstilisieren will, versündigt er sich an den Bürgern an Rhein und Ruhr. BlocK 
depolitik gegenüber der Bundesregierung ist das letzte, was die Arbeitnehmer' 
unserem Land brauchen. Rau schadet mit einer solchen Politik den Interesse 
des Landes. 

Andererseits: Rau bleibt für diesen Kurs, der den Sozialdemokraten schon D1 

der Europawahl in Nordrhein-Westfalen ein Desaster bereitete, keine Alternate 
Landespolitisch hat er außer Schulden und verlorengegangenen Arbeitsplan 
nichts mehr zu bieten. Der Skandal um die Kostenexplosion beim Großkliniku 

Aachen ist zum Synonym für den leichtfertigen Umgang der NRW-Sozialdemokr< 

ten mit Steuergeldern geworden. Dazu erklärte Bernhard Worms, stellvertrete 
der Bundesvorsitzender der CDU, Oppositionsführer im Landtag Nordrhein-We 

falen: Die erste Quittung wird Herr Rau von den Wählern unseres Landes am 
September erhalten. Die zweite bei der Landtagswahl im kommenden Jahr 

Auf einer CDU-Veranstaltung in Hagen griffen Bundesarbeitsminister Blüm und 

der westfälische CDU-Vorsitzende Biedenkopf SPD und Grüne scharf an. 
Blüm 

vier 
warf Rau vor, das Land heruntergewirtschaftet zu haben: „Früher war das Re    • 

die 
das Herzstück unserer Industrie. Wenn die SPD noch lange am Ruder bleibt, w 
es zum Schrotthaufen der Nation", rief Blüm aus. Biedenkopf ergänzte, wenn 
SPD-Politik fortgesetzt werde, hätte das zur Folge, daß das Revier zur „Qr°" 
Subventionslandschaft Europas wird". 

eine familienfreundliche Kommunalpolitik 
betreiben. Denn in der Gemeinde können 
wir vieles tun, um die unmittelbare Umge- 
bung kinder- und familienfreundlich zu ge- 
stalten. 
Das fängt damit an, daß wir bei der Verga- 
be des Baulandes und bei der Förderung 
von Wohneigentum bevorzugt junge und 
auch kinderreiche Familien berücksichti- 
gen. Hier denke ich auch an unsere kom- 
munalen Baugesellschaften, auf deren Po- 

litik die gemeindliche Selbstve rwalt^f 
&** einen entscheidenden Einfluß hat     ^\ 

milienfreundliche Politik in den 
Ger 

Wo fin- 
den trägt nicht zuletzt dazu bei. die ^ e< 

und Lebensqualität in den Kommen .^ 
heblich zu verbessern. Ich bin a ucri 

fa !0 
zeugt davon, daß wir mit einer "*'e\/ef' 
und kinderfreundlichen Politik unse^ ^ 
trauens-  und Zustimmungsbasis ^ y 
Gemeinden noch erheblich ausba 
verstärken können. 
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LEHRSTELLEN 

ts wird keine Katastrophe geben 
All 
Wim    Cnwarzmalereien zum Trotz 
IQL es auch in diesem Jahr keine 
v0r|.

ste"enkatastrophe geben. Die 
rnanS^enden Zahlen kann heute nie- 
r*ch Zü einer Schlußbilanz hoch- 
% h n' Es ist aucn nlcht ricnti9> 
der «?eute 200000 Jugendliche auf 

!'ch 
K; 

Straße stehen; viele Jugend- 

*r?e?lnd noch ln ^er Arl>eitsamts- 
*u •'• die schon eine Lehrstelle 

> Propagandistische Aufblähung von 
I ?!).len hilft nicht weiter, stellte Doro- 

Wilm 
Wiss 

s,  Bundesminister für Bildung 

^chv7,SSenschaft-  fest-   Es  gibt  keine 
Sf)r(JnarSbaren Erkenntnisse, daß die ur- 
^'b i?+    

en Prognosen falsch sind. Des- 
ffiacriß 6S unverantwortlich, durch Panik- 
vörurw die Jugend und deren Eltern zu 
tal schi° n Und daraus politisches Kapi- 
Vbi|JT9en zu wollen. Das Angebot an 
9roß - n9sP'ätzen wird dieses Jahr so 
Aber    

lnwienie. 
Leh>rs^J?s ist richtig: zur Zeit fehlen noch 
Aristrg n' und es bedarf noch großer 
^Uu .9ungen, um alle Jugendlichen un- 
schaft 

ln9en. Hier ist vor allem die Wirt- 

K rantwef0rdert' sie stent in einer 9roßen 

9r(jß 0rtung gegenüber der Jugend. Ich 
äar>isat? GS daher senr- daß die Spitzenor- 

h|Ußo«nen   der   Wirtschaft   zu    einer 
9ebot ^ .tnsive aufgerufen haben; ihr An- 
^wj' uß n°ch weiter erhöht werden. 
°^r ob°JJ gefragt, ob dies alles ausreiche 
iNram Bund im Herbst ein Sonder- 

nd hat1 aufle9en werde. Nun - der 
jj^n, bereits das Benachteiligtenpro- 
JJrd e.   

2usätzliche   Sonderprogramme 

t • r ^Uch°m Bund nicht 9eben- Es wird 
r'6b|jCL h ke'ne Subventionierung von be- 

n Ausbildungsplätzen geben. Da- 

mit stehe ich keineswegs im Widerspruch 
zum Bundespräsidenten. Der Bundesprä- 
sident hat kein Sonderprogramm des 
Bundes gefordert, wie die SPD behauptet. 
Er hat wie ich darauf hingewiesen, regio- 
nenspezifisch und wo nötig unkonventio- 
nell zu handeln. Wo es notwendig ist, 
müssen die Länder helfend eingreifen, sei 
es mit finanziellen Hilfen, sei es mit be- 
rufsschulischen Angeboten, denn die Ver- 
hältnisse sind in den einzelnen Bundeslän- 
dern und Regionen höchst unterschied- 
lich. Regionenspezifische Lösungen sind 
aber vom Bund nicht realisierbar. 
Im Gegensatz zu SPD und Gewerkschaf- 
ten, die vom Bund Hilfsprogramme in Mil- 
liardenhöhe fordern, halte ich daran fest, 
daß die Wirtschaft in der Verantwortung 
für die Ausbildung steht. Sie muß noch 
weitere Anstrengungen auch mit Blick auf 
die geburtenschwachen Jahrgänge erbrin- 
gen. 
Staatliche Maßnahmen können immer nur 
hier und da ergänzend helfen. Von Bun- 
desseite werden heute schon 1,4 Milliar- 
den Mark für berufliche Bildung ausgege- 
ben. Das gut eingeführte Benachteiligten- 
programm des Bundes könnte eventuell 
noch erweitert werden. Bei all dem ver- 
gesse ich nicht, daß sich hinter dem aktu- 
ellen Ausbildungsplatzproblem auch ein 
Arbeitsplatzproblem für junge Menschen 
verbirgt. Viele Jugendliche, die keine Ar- 
beit finden, suchen verständlicherweise 
eine weitere Bildungsmöglichkeit, obwohl 
sie eigentlich einen Arbeitsplatz haben 
möchten. Deshalb kommt es entschei- 
dend darauf an, den Weg der Bundesre- 
gierung einer zukunftweisenden Wirt- 
schaft und Finanzpolitik weiterzugehen, 
um die Ausbildungsmarktprobleme zu lö- 
sen. 
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INFORMATION 

^ 

BUND-Verlag Ordnungsgeld in Höhe 
von 500000 DM angedroht 
Die 7. Ferienzivilkammer des Landgerichts Bonn hat am Dienstag, dem 28. AUfl 
1984, dem gewerkschaftseigenen BUND-Verlag in einer einstweiligen Verfügunfl ü, 
tersagt, die Äußerungen des Chefredakteurs Schmidt in der DGB-Zeitung „Wel*6 

Arbeit" vom 26. Juli 1984 wörtlich und/oder sinngemäß weiterzu verb reiten: 
1. CDU-Generalsekretär Bundesminister Dr. Heiner Geißler MdB hätte bei der Vo^ 
ferregierung — gemeint ist die Regierung des sogenannten Großdeutschen Reiche5 

im Propaganda-Ministerium Karriere machen können, 

2. aufgrund seines hohen Einkommens werde der Generalsekretär wohl sicher' 
straffrei ein professioneller Hetzer genannt werden dürfen. 

Für den Fall der Zuwiderhandlung droht dem BUND-Verlag ein Ordnungsgeld bjja 
500000 DM. Das Landgericht Bonn hat dem BUND-Verlag die Kosten des RechtsS' 
tes auferlegt. 

Der Generalsekretär der CDU, Bundesminister Dr. Heiner Geißler, begrüßt diese *, 
Scheidung aus grundsätzlichen Erwägungen. Er wird auch in Zukunft mit allen rec 

chen Mitteln gegen diejenigen vorgehen, die ihn formal oder inhaltlich in eine ver^it 

dung mit dem nationalsozialistischen Verbrecherregime bringen. Seine Familie \Sl 
ihres Lebens von den Nazis schikaniert und verfolgt worden. Schon aus diesen G   fl 

den, abgesehen von der unglaublichen Diffamierung, können solche Beleidig1^9 

nicht hingenommen werden. y 

Mietsteigerungsrate im Juli 
auf neuem Tiefstand 
Die Mietsteigerungsrate in der Bundesre- 
publik hat im Juli dieses Jahres einen 
neuen Tiefstand erreicht. Im Juli 1984 lag 
die Steigerungsrate der Mieten gegen- 
über dem Juli 1983 insgesamt nur noch 
bei 3,5 Prozent. Im vergangenen Jahr hat- 
te die Steigerungsrate im Jahresdurch- 
schnitt noch bei 5,4 Prozent gelegen. Die 
Mietsteigerungsrate entwickelt sich damit 
nunmehr schon seit 16 Monaten (April' 
1983) ohne Unterbrechung rückläufig. 
Die rückläufige Entwicklung ist auf allen 
Teilmärkten zu beobachten. In den vor 
1948 gebauten Altbauwohnungen sank 
die Steigerungsrate von 5,3 Prozent im Ja- 
nuar 1984 auf 4,3 Prozent im Juli. In den 

nach 1948 gebauten freifinanzierten $ 
Wohnungen   sank   die   Steigerung, 
von 3,3 Prozent im Januar 1984 auf' ,,. 
lieh 2,9 Prozent im Juli. Im sozialen ^ 
nungsbau war eine  Abwärtsentwic j 
im entsprechenden Zeitraum von 4- 
3,1 Prozent zu verzeichnen. 

Die aktuelle Entwicklung des ^'f%ii' 
bestätigt nach Ansicht von Bundes"-' ^, 
nister Schneider noch deutlicher a ^. 
lang, daß alle zum Jahresanfang l9dfliu'1' 
gestellten Behauptungen, die Neurw^fi 
gen im Mietrecht würden zu dra wieÖ1 

Mietsteigerungen führen, klar ^'fgS1' 
sind. Nach gut 1V, Jahren lasse sie fi- 
stelten, daß die Änderungen desi |j. 
rechts nicht im geringsten zu ung^ef1. 
chen Mietsteigerungen geführt hat» 
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MEDIENPOLITIK 

Kabel- und Satellitenfernsehen schaffen 
^einungsvielfalt und Arbeitsplätze 
Kon?eut8che Bundespost ist ein 
nJ^munikationsunternehmen, das 
'•IM n den traditionellen Postdienst- 
dle     9en aucn d,e Infrastruktur für 
r^6il

euen elektronischen Massen- 
$eh      "~ Kabel"und Satellitenfern- 

n«n — bereitzustellen hat. 

^je SPD hat die neuen Medien jahre- 
Deu an9 blockiert und die Bundesrepublik 
$ta-^

Cnland in einen mehrjährigen Rück- 
§.   d hineinmanövriert. 

^nn geführte Bundesregierung unter 
se ^

eskanzler Helmut Kohl hat unter die- 
20g 

Ockadepolitik einen Schlußstrich ge- 
Urici Und wird die med,en"> innovations- 
ri6u 

arbe'tsmarktpolitischen Impulse der 
hat rt ^ed'en konsequent nutzen. Dazu 
&und 

er Bundeskanzler der Deutschen 
i"UrtQ esP°st   in   seinen   Regierungserklä- 

1983 am 13- 0ktober 1982 und 4- Mai 

uje  
e'nen 9anz konkreten Auftrag erteilt. 

^Wh ^uftra9 nat sicn aucn durch das 
^irtsch n des Bundesrechnungshofs zur 
^'cht a?,lcnkeit der Kabelfernsehnetze 
&estäf?

eandert. Das Gutachten ist keine 
diß w hUng für die Vorbehalte der SPD- 
Vßrkah eise auf 3 Ebenen gegen die 
x    De'ung polemisiert: 

^ rrljj t
der politischen Ebene 

^ rtiit      nniscnen Argumenten 
^6nten 

finan2iel|-wirtschaftl'chen    Argu- 

1M ltische Argumentation 

>ati. 

1 

jjj «tionsfreiheit 
c^n de   gner v°n Programmvielfalt spre- 

m Bürger die Fähigkeit ab, eigen- 

verantwortlich den Ein- bzw. Ausschalt- 
knopf zu betätigen. 

— Die CDU/CSU ist dagegen immer da- 
für eingetreten, daß alle technischen Mög- 
lichkeiten im Sinne des im Grundgesetz 
verbrieften Rechtes auf Freiheit der Infor- 
mations- und Meinungsäußerung genutzt 
werden müssen. Darauf hat der mündige 
Bürger einen Anspruch. 
1.2 Politisches Konzept 
der Bundesregierung 

— SPD und Grüne zweifeln die positiven 
Effekte der neuen Medien für Wirtschaft 
und Arbeitsmarkt an, obwohl hier in idea- 
ler Weise eine umweltfreundliche, saube- 
re, energiesparende Technik zur Verfü- 
gung steht, die nicht der Rationalisierung, 
sondern der Vermehrung von Arbeitsplät- 
zen sowohl bei der Herstellerindustrie als 
auch bei den Anwendern dient. 

— Aus diesem Grund und weil Informa- 
tions- und Meinungsvielfalt die Bürger erst 
befähigt, eigene Urteile zu fällen, was die 
Grundlage jeder modernen Demokratie 
ist, hat Bundeskanzler Helmut Kohl in sei- 
nen Regierungserklärungen auf die von al- 
len Fachleuten anerkannten positiven Ef- 
fekte (Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit, 
Überwindung der Wachstumsschwäche, 
Entlastung des Arbeitsmarktes) der 
neuen Medientechniken hingewiesen und 
der Deutschen Bundespost einen klaren 
Auftrag erteilt. 

2. Technische Argumente 
2.1 Kupfer kontra Glas? 
— Die SPD behauptet, der Ausbau von 
Kabelfernsehnetzen in Kupferkoaxialtech- 
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nik sei eine sinnlose Doppelinvestition und 
man solle auf die Glasfaser warten. 

— Die SPD schiebt technische Argumen- 
te vor, um ihre medienpolitische Blockade 
weiterzutreiben. Die Glasfaser ist für die 
Verteilung von Hörfunk- und Fernsehpro- 
grammen noch nicht einsatzreif und für 
private Haushalte im Schnitt viel zu teuer. 
Man kann nicht 95 Prozent der privaten 
Haushalte mit hohen Kosten für neue 
Dienstleistungsmerkmale belasten, die 
nur von 5 Prozent der Anwender im ge- 
schäftlichen Bereich gebraucht werden. 
Die Glasfasertechnik ist heute noch etwa 
5- bis 10mal teurer als die Kupferkoaxial- 
technik und deshalb wird weltweit, auch in 
den USA und Japan, für die Verteilung von 
Programmen an private Haushalte die be- 
währte Kupfertechnik eingesetzt. Daß mit 
der Kupferkoaxialtechnik eine ausgereifte 
und kostengünstige Technik zur Verfü- 
gung steht, bestätigen der Bundesrech- 
nungshof und Vertreter der Industrie. 

Die Deutsche Bundespost setzt allerdings 
schon heute die Glasfaser in den Berei- 
chen ein, wo dies technisch und wirt- 
schaftlich sinnvoll ist. 

2.2 Kabelfernsehen kontra 
Satellitenfernsehen? 
— Die SPD behauptet, der Ausbau der 
Kabelfernsehnetze würde durch die Satel- 
litentechnik überflüssig. 

— Die Deutsche Bundespost setzt auf al- 
le technischen Entwicklungslinien — Ka- 
belnetze, Fernmeldesatelliten, direkt emp- 
fangbare Satelliten — weil diese sich opti- 
mal ergänzen und auch industriepolitisch 
eine wichtige Rolle spielen. 

Da Kabelfernsehnetze in sehr locker be- 
bauten Gebieten nicht die kostengünstig- 
ste Lösung sind, bietet sich hier die Ver- 
sorgung mit Programm- und Informations- 
vielfalt durch direkt empfangbare Satelli- 
ten mit höherer Kanalkapazität an. Mit ei- 
nem Stadt-Land-Gefälle hat dies nichts zu 
tun. 

3. Finanzielle und 
wirtschaftliche Argumente 
3.1 Bundesrechnungshof 
bestätigt die Bundespost 
— Die SPD verunsichert die Bürger 
Horrormeldungen   über  die   Kosten 
Verkabelung. 

— Der Bundesrechnungshof hat die 
den Spekulationen der Kabelgegner in 
Reich der Fabel verwiesen und die Zan 
des    Bundespostministeriums    besta y 
Das vom Bundesrechnungshof genan 

Gesamtinvestitionsvolumen für den ^ J 

rnit 

ir-d*5 

bau der Kabelfernsehnetze, näm lieh & 
MOV 

21 Milliarden DM, liegt genau in der 
der Post mehrfach genannten Größen 
nung von 20—30 Milliarden DM. 

3.1.1 Keine Gebührenanhebungen 

der Markterschließungsphase ß 

Der Bundesrechnungshof erkennt art; ,, 
die Post mit der Erhöhung der Gebü . 
im Frühjahr 1983 einen wichtigen Sc f 

zum Einstieg in die Wirtschaftlichke' v, 

Kabelfernsehnetze getan hat. In der 
wie vor andauernden Markterschließü r 

phase sind weitere GebührenerhöhU Q, 
auch nach Auffassung des Rechnung ^ 
fes nicht möglich. Zu kurzfristigen G ^ 
renerhöhungen besteht deshalb ke' 
laß. 

3.1.2 Teilkostenrechnung bei 
Einstiegspreisen M 

Die Deutsche Bundespost verwende ^ 
eine    Grundsatzentscheidung,    ° ,. Ilfid 

oll neuer Dienst eingeführt werden s -^ 
bei der Kalkulation der Einstiegsgeb ^ 
die Teilkostenrechnung, bei der n ^, 
unmittelbar durch den neuen Diens ^. 
standenen Zusatzkosten einbezoge f. 
den. So handelt auch jedes private ^ 
nehmen, weil sonst eine Nachfrag ^ 
nicht erst aufkommen könnte. De pj 
desrechnungshof rechnet entspre ^e 

seiner Aufgabenstellung in Vollkost 
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$täUtSChe    BundesPost   wird    selbstver- 
neudliCh lan9frist'9 die Rentabilität des 

,Uen  Dienstes auf Vollkostenbasis  si- 
herstellen. 

2 A'beitsplatzeffekte 

die 
,pD und Gewerkschaften bestreiten 

,est 
Urcn die verstärkten Verkabelungsin- 

rw ltior»en neu geschaffenen und erhalte- 
Jn Arbeitsplätze. 

|Un 
Dle Arbeitsplatzeffekte der Verkabe- 

kab |Sind nacnweisbar- Aufgrund der Ver- 
irr, j ^n9sir>vestitionen von 1 Milliarde DM 
Wa o 1984 werden allein bei der Post et- 
kom °° Menscnen beschäftigt. Dazu 
Schäf»en noch einmal mehr als 10000 Be- 
UMcv 

9un9smöglichkeiten bei privaten 
,ternehmen. 

DieSammenfassun9 
cher.rt

e,utscr,e Bundespost wird entspre- 
chest'hrem Dienstleistungsauftrag in die 
*ePt Tecnniken investieren. Ihr Kon- 
Ur>cj k'St Novations-, zukunfts-, kosten- 
litiSch

eaarfsorientiert. Von den medienpo- 
der gn Vorbehalten der Technikfeinde in 
s'ch v

UndesrePublik Deutschland wird sie 
*bbri*°n dem eingeschlagenen Weg nicht 

,n9en lassen. 

. Endlichen auch nach der 

4h
B

r
ü
ehe,,en 

^ut$ch?esvorsitzende der Jungen Union 
<%Ür 

hlands, Christoph Bohr, hat sich 
ihr6r . Us9esprochen, Jugendlichen nach 
den £• Us.Dildun9 verstärkt einen gleiten- 
den oSf'e9 ins Erwerbsleben zu ermögli- 
ch Und°nr f°rderte Unternehmensleitun- 
6%aru 

Betriebsräte auf, in Betriebsver- 
schaffe

n9en die Grundlage dafür zu 
^it 32 ' daß die Jugendlichen zunächst 
J^n wi er ^ Wochenstunden übernom- 
0ritin,1i

den und ihre Arbeitszeit dann 
Auf d^

,6r|,ch steigerten. 
ese Weise hätten Betriebe, die heu- 

Grünes Licht für 
Schwarz-Schilling 
Das „Sonderangebot" verbilligter Ka- 
belanschlüsse ist für die Bundespost 
kein Verlustgeschäft, sondern be- 
schert ihr im Gegenteil Mehrerlöse 
von mehreren hundert Millionen Mark. 
Das hat Bundespostminister Christian 
Schwarz-Schilling vor dem Bundeska- 
binett deutlich gemacht. 

Die Ministerrunde unter Vorsitz des 
Bundeskanzlers erklärte sich mit die- 
ser Politik „voll einverstanden", so 
daß der einjährige Betriebsversuch 
„zum Anschluß mittlerer und größerer 
Wohnanlagen" jetzt ohne Abstriche 
durchgeführt werden kann. 

te über den eigenen Bedarf ausbildeten, 
die Möglichkeit, alle Auszubildenden nach 
der Lehrzeit zu übernehmen. Den Jugend- 
lichen, die sonst nicht übernommen wer- 
den könnten, sei so Gelegenheit gegeben, 
im Arbeitsprozeß zu bleiben und weitere 
Qualifikationen zu erwerben. Für die be- 
troffenen Betriebe ermögliche eine flexible 
Regelung die längerfristige Bindung quali- 
fizierter Fachkräfte an das eigene Unter- 
nehmen. 

Grenzabfertigung mit 
Österreich erleichtert 
Mit Wirkung vom 21. August 1984 gilt an 
allen Straßenübergängen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Re- 
publik Österreich für die Staatsangehöri- 
gen beider Länder ein vereinfachtes Kon- 
trollverfahren, wie es bereits im Verkehr 
zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Frankreich praktiziert wird. Bei 
Personenkraftwagen werden in der Regel 
nur noch Sichtkontrollen durchgeführt. 
Eingehendere Kontrollen sind nur noch 
bei Stichproben vorgesehen. 
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BETRIEBSRATSWAHLEN 

Denkzettel für Einheitsgewerkschaft 
Im Lärm der Arbeitskämpfe in der 
Metall- und der Druckindustrie ist ein 
wichtiges Ereignis fast untergegan- 
gen: bei den jüngsten Betriebs- 
ratswahlen haben über 25 Prozent 
der Arbeitnehmer unabhängige Kan- 
didaten gewählt. Die Gewerkschaf- 
ten, vor allem die SPD, erhielten ei- 
nen deutlichen Denkzettel. 
Zur Illustration nur ein besonders drasti- 

sches Beispiel aus dem Organisa- 
tionsbereich der IG Metall. Bei der Sie- 
mens AG gingen 16 der 35 Betriebsrats- 
sitze, das sind 45,7 Prozent an eine unab- 
hängige Kandidatenliste. Die IG Metall 
kam auf 10 Sitze oder 28,6 Prozent, eine 
weitere freie Liste erhielt 5 Sitze (14,3 Pro- 
zent) und die Deutsche Angestellten-Ge- 
werkschaft (DAG) 4 Sitze (11,4 Prozent). 
Unter dem Strich sind dies 60 Prozent für 
unorganisierte Kandidaten. 
Erste Analysen zeigen, daß gerade jene 
Gewerkschaften Verluste hinnehmen 
mußten, die sich gern besonders klassen- 
kämpferisch geben. Neben der IG Metall 
ist dies auch die Gewerkschaft Handel, 
Banken und Versicherungen, in deren 
Führung die Kommunisten besonders 
stark vertreten sind. Auf der anderen Sei- 
te konnte die IG Bergbau und Energie, de- 
ren deutliche Abgrenzung zu Kommuni- 
sten und Grünen auf dem linken SPD-Flü- 
gel bereits Verärgerung ausgelöst hat, ihr 
Ergebnis noch um ein Prozent auf stolze 
96 Prozent verbessern. 
Das schlechte Abschneiden der Einheits- 
gewerkschaft hat viele Gründe, stellt 
CDU-Sprecher von Triesenhausen fest. 
Dazu gehört die Entfremdung zwischen 
Gewerkschaftsfunktionären und der Basis 

in den Betrieben, das Gefühl vieler Arbe' 
nehmer, von den Gewerkschaften für Pa^ 
teipolitische Ziele der SPD mißbraucht * 
werden und die Sorge, daß die wahren A 
beitnehmerinteressen den politischen^., 
sichten des linken SPD-Flügels, der 
nen und der Kommunisten untergeor 
werden. Die enge Verzahnung des D . 
mit der SPD hat zur Folge, daß die nefl* 
ve Entwicklung der deutschen Sozia'0 

mokratie   auch   auf  die   Einheitsge vverK' 

schaff abfärbt. Der DGB gerät in den A 
wärtssog, der die SPD zur Zeit erfaßt ri 

So wie die SPD auf fast allen Ebenen Ko 
takte, Bündnisse oder gar Koalitionen 
den Grünen knüpft, so verlieren aUC,1

bj5- 
mer mehr DGB-Gewerkschaften ihre 
her  geübte   Distanz  zu   dieser  -^f-je- 
gung". Während die Gewerkschaft &   J. 

hung und Wissenschaft (GEW) in ^°^. 
rhein-Westfalen bereits offizielle Ge^\6 
ehe mit den Grünen führt, sieht sich dljefi 
Bergbau wegen ihres Eintretens für    - 
Erhalt der Arbeitsplätze  in  Kraftwe^, 
und dem Kohlebergbau heftiger Kritik    (, 
gesetzt. Wer die Interessen der Ar   5 

nehmer  auch  dann  vertritt,  wenn     ^ 
nicht in das politisch-modische K°   jje 
der Rotgrünen paßt, wird — wie dieuerr 
SPD-Zeitung „Vorwärts" tat — nflit 
kern gleichgesetzt. 

reWer 

Den besonderen Kräften in den w ge- 
schaffen sollten die Ergebnisse de gje 

triebsratswahlen zu denken 9ebe e( ^ 
sind eine Mahnung der Arbeitnehrn ü 

die Funktionäre, sich aus dem Schi V gfl. 
der Parteien und Bewegungen zü ^ 
Nicht was SPD, DKP oder Grünen Ir ^t, 
sondern was den Arbeitnehmern ftp» 
muß wieder die Maxime gewerK 
chen Handelns werden. 
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STAATLICHE BAUFÖRDERUNG 

Konzentration auf Bildung von 
Wohneigentum und Stadterneuerung 
b 

Sjc?wlrtschaft wie Baupolitik müssen 
jn    auf die Bereiche konzentrieren, 
frgQ

enen "ach wie vor große Nach- 
ist i  nacn Bauleistungen gegeben 
^as 2diesen Bereichen wird auch 
pörrj     wer?ewicht der staatlichen 
kre^-erun9 liegen, erklärte Staatsse- 

lar Friedrich-Adolf Jahn in Bonn. 

L
n erster Stelle  steht die  Nachfrage 
nach p, 
ßoden 

Ulm ^Cri  privatem  Eigentum  an  Grund 
aiJch    den und an Wohnungen. Sie wird 
Cr,e 

n den kommenden Jahren ungebro- 
cjje 

Sem. Dafür sprechen beispielsweise 
^Und ^ Millionen Bausparer in der 
ch,6  ®SrePublik, dafür spricht die Tatsa- 

9ebn ß in der 2" Halfte der 80er Jahre die 

korTlr!1
tenstarken Jahrgänge in das Alter 

WirQj ^n' 'n dem Wohneigentum gebildet 
reoic     s diesem Grunde ist die Bundes- 9l6rung   € 

wohnur 
Hi6r . _r Eigentumsbildung einzusetzen. 

(j6n"w
vJn9   entschlossen,   ihre   Hilfen   für 

rUnq _?nnungsbau mit Priorität zur Förde- 

*teht= 

iuzii 
riierp"'"crstände öffentlich zu subventio- 

keine Gefahr, am Markt vor- 
nUnr,JFlr0du2ieren    und    eventuell    Woh- 

ysieer« 
ren. 

0i6se 

der g^ Willen der Bundesregierung hat 
ei^u ndeskanzler in seiner Regierungs- 
ßen 

Un9 vom 4. Mai 1983 folgenderma- 
ßen UDdruck verliehen: „Wir wollen, daß 
Könn ^r9er Wohneigentum erwerben 
Wir b ' Steuerliche Verzerrungen werden 
$UnQ-Seit'9en und familienfreundliche Lö- 
V0n      anstreben." 
^Sre'

eSer Zielsetzung hat sich die Bun- 
JUI| ig'erun9 leiten lassen, als sie am 3. 

4 ihre Leitlinien zur Neuordnung 

der steuerlichen Förderung des selbst- 
genutzten Wohneigentums beschlossen 
hat. Die Neuordnung wird nach Auslaufen 
des Sofortprogramms der Bundesregie- 
rung, also am 1. Januar 1987, in Kraft tre- 
ten. 

Erster Baustein der Neuordnung ist eine 
dem heute geltenden § 7b entsprechende 
Grundförderung. Allerdings wird die Höhe 
der berücksichtigungsfähigen Herstel- 
lungs- oder Anschaffungskosten des Ge- 
bäudes von heute 200000 auf 300000 
Mark angehoben. Dies heißt konkret, daß 
Bauherren und Erwerber selbstgenutzten 
Wohneigentums künftig 8 Jahre lang 
15000 DM und nicht wie bislang 10000 
DM pro Jahr vom zu versteuernden Ein- 
kommen absetzen können. Die Förderung 
ist grundsätzlich auf selbstgenutztes 
Wohneigentum beschränkt. 

In besonderem Maße soll darüber hinaus 
die steuerliche Entlastung von Bauher- 
ren mit Kindern verbessert werden. Für 
jedes im Haushalt des Steuerpflichtigen 
lebende Kind wird zusätzlich zur Grund- 
förderung eine Entlastung von mindestens 
600 DM pro Jahr gewährt. Geprüft wird 
noch, ob ein Betrag von 600 DM aus- 
reicht. Nach den Vorstellungen des Bau- 
ministers sollte dieser Betrag möglichst 
auf 1 200 Mark pro Kind und Jahr gestei- 
gert werden. 

Kein Unterschied wird bei der steuerli- 
chen Neuordnung gemacht zwischen der 
Eigentumsbildung durch Neubau und 
dem Erwerb von Wohneigentum aus dem 
Bestand. Auch derjenige, der einen Alt- 
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bau zur Selbstnutzung erwirbt, wird an der 
Verbesserung der Förderung teilhaben. 
Diese Entscheidung wurde aus Vermö- 
gens- und eigentumspolitischen Gründen 
getroffen. Für viele Haushalte ist der Er- 
werb einer in der Regel billigeren Woh- 
nung aus dem Bestand der einzig reali- 
sierbare Weg, Wohneigentum zu bilden. 
Bauherren und Erwerber von selbstge- 
nutztem Wohneigentum sollen steuerlich 
gleich behandelt werden, und zwar unab- 
hängig davon, ob sie ein Ein-, Zwei- oder 
Mehrfamilienhaus gebaut oder erworben 
haben. Bauherren von Zweifamilienhäu- 
sern können dann nur noch für die vermie- 
tete Wohnung anteilig nach der Wohnflä- 
che die Normalbesteuerung in Anspruch 
nehmen. Die selbstgenutzte Wohnung im 
Zweifamilienhaus wird wie das klassische 
Eigenheim oder die Eigentumswohnung 
behandelt. 

Diese Neuregelung soll als reine An- 
schlußregelung für künftige Bauherren 
und Erwerber gelten. Bis zum Wirksam- 
werden der Neuregelung gebaute Zweifa- 
milienhäuser sollen nicht nachträglich 
steuerlich schlechter gestellt werden. 
Dies stellt eine langfristige Übergangsre- 
gelung sicher. Vorgesehen ist eine Über- 
gangsfrist nach Inkrafttreten der Neurege- 
lung von etwa 12 Jahren. 

Abgeschafft werden soll nach dem Willen 
der Bundesregierung die heute noch gel- 
tende Besteuerung der selbstgenutzten 
Wohnung. Damit soll erreicht werden, daß 
die Eigentümer selbstgenutzten Wohnei- 
gentums steuerlich in keiner Form mehr 
belastet werden. Nach Auslaufen der För- 
derung hat der, der sein Wohneigentum 
selbst nutzt, in diesem Bereich nichts 
mehr mit dem Finanzamt zu tun. 

Es geht um „weniger Staat". In der Bun- 
desrepublik Deutschland leben fast 10 
Millionen der etwa 24 Millionen Haushalts- 
gemeinschaften in den eigenen vier Wän- 
den.  Die Steuerzahler unter ihnen,  und 

das ist der weit überwiegende Teil, njjj* 
sen dem Finanzamt jedes Jahr ihre -£'n 

künfte" aus der selbstgenutzten WohnU• 
erklären. 
Im Falle teilvermieteter Häuser gibt es ° 
mals Streit mit dem Finanzamt über ö^ 
Höhe des Mietwerts der selbstgenutZ' 
Wohnung.   Zahlreiche  Steuerzahler *e, 
den nur deshalb beim Finanzamt „ve^ 

0 
t 

tet", weil sie einen Nutzungswert zu 
steuern haben. Das gilt insbesondere 
jene älteren Mitbürger, die nur des we9e 

rden' zur Einkommensteuer veranlagt wer 
weil sie neben ihrer Rente ein Wohne'9  , 
turn haben, welches entschuldet ist 
für das „§ 7 b" ausgelaufen ist. 
Die Summe von Nutzungswert der W 
nung und Ertragsanteil der Rente ist 
die heute häufig erst zu einer Einkomm  , 
Steuerschuld   führt.   Der   Rentner 
steuerlich dafür „bestraft", daß er sicn 
schuldenfreies  Häuschen  erarbeitet     . 
Dies soll nun geändert werden. Dad 
wird eine „4. Säule" der Alters- und 
bensvorsorge    geschaffen:    Soziale 
Betriebsrente, Privatsparen und -vers' 
rung, eigenes „Häusle". ee- 
Die Bundesregierung will nach den 
sprächen mit den Ländern einen **e5 ie- 
entwurf auf der Basis der jetzt verab^afriit 
deten Eckdaten im Herbst vorlegen, (If) 

er von Bundestag und Bundesrat noct 

Laufe des Jahres 1985 verabscr" 
werden kann. 

ch 0 
Ein großes Aufgabenfeld bietet sie    u. 
das Baugewerbe in den kommenden 
ren auch im Bereich der StadterneUß, 
Die Nachfrage der Städte und Gerne' ^ß. 
nach Städtebauförderungsmitteln "s   ^r 
sentlich höher als das gegenwärtig y 
Verfügung   stehende  Mittelvolumen_ ^ .f, 
diesem Feld sind die Anstoßeffekte 
fentlichen Förderung besonders ho 

Deshalb hat die Bundesregierung ö,e^ 
tel für diese Aufgabe schon im Jaf1 ^1 
von 220 Millionen auf 280 Millionen 
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£ini k'.Mit dem Bundesfinanzminister hat 
daß9«- darut)er erzielt werden können, 
^j(|. 

Ur 1985 eine erneute Erhöhung um 40 
neri°

nen Mark auf insgesamt 320 Millio- 
" erfolg* 

Wi 
erfolgt. 

den '9e Aufgaben stellen sich auch für 
insb

9eme|ndlichen Tiefbau. Hier geht es 
rnen ^

ondere um Erschließungsmaßnah- 
deSre . nat der Baulandbericht der Bun- 
heute

9.lerung aufgezeigt, daß Bauland 
$en j ln ausreichendem Maße ausgewie- 
BraJ!' Woran es fehlt, ist die notwendige 

Cleßun9' 
Poijtj, 

ndesregierung hat sich in ihrer Bau- 
reif darauf konzentriert, dort mehr An- 
8PreCkU scnaffen, wo auch künftig ent- 
dgn per,de Nachfrage vorhanden ist. Auf 
$t|jjt 6h

eldern E'gentumsförderung und 
ie2uy  

auförderung wird mehr getan als 

if SPD hllft beim 
rfcrsch durch die 
J*'tutionen" 
ftiinist

ntscneidung des Hessischen Kultus- 
stensTS Hans Krollmann (SPD). minde- 
rer rjKp

3 Lehrer und Lehrerinnen trotz ih- 
^hUl*. Mitgliedschaft in den Hessischen 
9egen 

le.nst einzustellen, verstößt eklatant 
% Qü 

e verfassungsmäßige Ordnung in 
'n ÖUr,d

ndesrepublik Deutschland und die 
9es6t    

Und Ländern geltenden Beamten- 

''nksext Die DKP ist nach wie vor eine 

Qrgar|.
trernistische, verfassungsfeindliche 

f5sSUn
Satior». Hierzu hat das Bundesver- 

daß to-t9ericht zwingend festgestellt, 
n'cht j 9lieder solcher Organisationen 
?*n dürfden Staatsd'enst eingestellt wer- 

^ss        weil sie nicht die Gewahr der 
l'ch da

Ungstreue bieten.  Die SPD setzt 
6rn und über die Interessen von 

^cho    nd ^indem rücksichtslos hinweg. 
^terSQ

dle hessische  Entscheidung, die 
Br,ze für den Zuzug von Kindern 

ausländischer Familien von 16 auf 18 Jah- 
re heraufzusetzen, zeigte, zu welcher Lie- 
bedienerei gegenüber den Grünen die 
SPD in Hessen bereit ist — und mögli- 
cherweise demnächst in Nordrhein-West- 
falen bereit sein wird — um sich an der 
Macht zu halten. Die Interessen der Bun- 
desrepublik werden einem Bündnis mit 
linken Systemveränderern geopfert; die 
SPD hilft mit beim Marsch durch die Insti- 
tutionen. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion fordert 
die Hessische Landesregierung auf, un- 
verzüglich die Entscheidung des Hessi- 
schen Kultusministers rückgängig zu ma- 
chen. 

Im Baugewerbe noch 
Lehrstellen unbesetzt 
„Die Zukunftschancen ausbildungswilliger 
Jugendlicher in den Bauberufen sind nach 
wie vor gut." Darauf hat Bundesbaumini- 
ster Oscar Schneider in Bonn hingewie- 
sen. Die Bauwirtschaft müsse sich in den 
kommenden Jahren angesichts der Ge- 
burtenrückgänge verstärkt um den Nach- 
wuchs bemühen. Bauindustrie und Bau- 
behörden hätten, so der Minister, große 
Anstrengungen unternommen, um das 
Ausbildungsangebot zu vergrößern. Zum 
Jahresende 1983 habe es rund 75000 
Baulehrlinge gegeben, von denen rund 
23000 im ersten Lehrjahr standen. Dabei 
sei nach Angaben der Bauindustrie die 
Lehrplatzvergabe noch längst nicht abge- 
schlossen gewesen, so daß die genaue 
Zahl der schon abgeschlossenen Ausbil- 
dungsverträge sich nur schwer ermitteln 
lasse. In der Tendenz sei in den nördli- 
chen Regionen das Ausbildungsplatzni- 
veau des Vorjahres gehalten worden und 
in den süddeutschen Regionen deutlich 
angestiegen. Trotz des allgemeinen Lehr- 
platzmangels seien Bau- und Ausbil- 
dungsplätze in erheblichem Umfang unbe- 
setzt geblieben. 
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Deutsch-deutscher 
Gipfel 
Der Bundeskanzler hat von sich aus das Treffen 
mit Honecker noch einmal so deutlich festge- 
klopft, daß alle Einwände ebenso erledigt sind 
wie die vielfache Geschwätzigkeit, mit der eine 
so wichtige Sache, wie die beiden deutschen 
Chefpolitiker am besten zusammenzubringen 
sind, als Jahrmarktsschau behandelt wurde. 
Kohl spricht sogar von einem möglichen Ge- 
genbesuch in der DDR. Dem Kanzler stehen 
augenscheinlich Informationen zur Verfügung, 
die auch in diesen Punkten einen gewissen Op- 
timismus rechtfertigen. 
Natürlich sind noch eine Menge Fragezeichen 
vorhanden. Das genaue Datum und die Ver- 
handlungsgegenstände zwischen dem Bundes- 
kanzler und dem DDR-Staatsratsvorsitzenden 
sind noch offen. Das macht unsicher und verär- 
gert auch all jene, die die Treffpunkte, die Spei- 
sekarten und die Zahl der auszuhängenden 
Staatsfahnen zu bestimmen haben. 
Aber dieser deutsch-deutsche Gipfel gehört 
nun einmal nicht zur gewohnten Normalität. Er 
ist eine Ausnahme und unterliegt auch nicht 

dem ausschließlichen Willen der beiden 
ber. Außer die Deutschen drängt n,ern*üu(\$ 
einer zaghaften nachbarschaftlichen BerU .in- 
zwischen den getrennten Staaten. Die ^°.Let 
russen sind mißtrauisch, und die Amen*'• ^ 
sind es auch. Jeder der beteiligten deu&'• ^. 
Staaten ist dem Verdacht ausgesetzt ^ 
endlich die vom Hitler-Krieg geschaffen0'' gf. 
zu Todeszonen ausgebauten Bedingung0 

krümeln zu wollen. , $ 
Die internationale Presse ist voll davon, ü ^ 
Regierungen  in  Bonn  und Ost-Berlin     ^ 
Amateure, wenn sie diese Argwöhnung   ^ 
beiden  Weltstaaten nicht in Betracht * 
würden. ^ jfl 
Deswegen mußte Honecker seinen ß0S sCf\i 
Bukarest, der gegen Moskauer W p& 
durchgeführt wurde, fast schlangenhsn SQ- 

hen. Deswegen muß Ost-Berlin beimanC'1 n /?*' 
wjetischen Philippika gegen den deutscn 
vanchismus mitpfeifen. 4* 
Mit dem Treffen Ende September, wer'" ^ 
Termin denn verbürgt wird, ist nicht Zi' I f $5 
ren. Es wird keine Wende bringen- A ^e9, 
bleibt doch Versuch, ein paar spitze Ste' .^t 
dem deutschen Weg zu beseitigen. ...gfW 
mißlingt es sogar. Vielleicht bleibt nur d' Rö- 
tung eines sentimentalen Wunsches sefie 

necker übrig, ein einziges Mal wenigst0 ^ 
saarländische Heimat wiederzusehen- 
wenn schon — wer wollte es mißgönnen- ^ 

Neue Presse, 2« 
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